Uebertragung von Beistandschaften bzw. Vormundschaften 

1. In diversen Vormundschafts-Situationen stellen sich div. Fragen zur Uebertragung von Beistandschaften bzw. Vormundschaften an die neu zuständigen Kommunen. Ich interessierte mich grundsätzlich für weiterführende Literatur/Publikationen zu dieser Thematik. Können Sie mich damit beliefern od. auf entsprechende Quellen hinweisen?
2. In einem Fall führen wir eine Beistandschaft gem. Art. 308, Abs. 1 + 2 ZGB eines 13jährigen Jungen deutscher Staatszugehörigkeit. In der CH: B-Ausweis. Die Eltern wurden in D geschieden. Die Mutter, Inhaberin des Sorgerechts, lebt in der CH, der Vater in D. Aufgrund sozialen/psychischen Indikationen zog der Junge per Ende 2001 zu seinem Vater nach D, wo er auch eingeschult werden soll. Die Mutter gab ihre Zustimmung und die elterl. Obhut wurde schriftl. geregelt. Unser Ansinnen ist, das die Beistandschaft noch für mind. 1 Jahr in Laupen geführt wahrgenommen werden soll, zwecks Koordination/Kommunikation zwischen den Eltern. Der Junge wurde fremdenpolizeilich von der CH nach D. abgemeldet. Am Sorgerecht soll vorderhand nichts geändert werden.

3. Fragen zu 2.: kann dieses Vorgehen ohne weiteres gewählt werden? Könnten Probleme in Zusammenhang mit deutschem Recht erfolgen (bei ev. Komplikationen wie Kindesschutz beim Vater)? Welche formalen Schritte müssten allenfalls berücksichtigt werden? Weitere Überlegungen?

Erwägungen

1. Leider gibt es keine spezifische Literatur zu diesem Thema. Ein Arbeitspapier von Herrn Kurt Affolter ist im Arbeitsausschuss Vormundschaftsrecht der VBK in Bearbeitung und gelangt im Februar zur Vernehmlassung an die Kantone. 

In der Zeitschrift für Vormundschaftswesen (ZVW) ist folgendes zum Thema Uebertragungen von Massnahmen publiziert:

· Grundsätzliches ZVW 95/199 und ZVW 97/185 ff.

· Bei internationalen Verhältnissen ZVW 98/85 f.

· Siehe auch: Gewöhnlicher Aufenthalt, Wohnsitzwechsel, ZVW 94/25 ff.

2. Der Beistand und die Vormundschaftsbehörde aus der Schweiz hat auf fremdem Territorium kein Vollzugsrecht. Durch die Anwendung von Internationalen Uebereinkommen kann man deutsche Rechtshilfe anfordern, aber dieser Weg ist kompliziert. Darum ist es nicht sinnvoll, die Beistandschaft noch für ein Jahr von der Schweiz aus zu führen. Zumal auch die Massnahme dem Schutz des Kindes dient und nicht der Kommunikation/Koordination der Eltern. 

3. Uebertragung:

1. Die örtlich zuständige Vormundschaftsbehörde in Deutschland soll Massnahme errichten.

2. Uebertragung über diplomatischen Weg via kant. Jugendamt und Bundesamt für Justiz nach Deutschland.

3. Uebertragungen nach Deutschland anstelle des diplomatischen Weges via
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